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Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Dorf“
der Gemeinde Wattenbek

Für den Bereich:
nördlich „Eiderweg“ einschließlich eines Straßenabschnitt „Eiderweg“,
südlich der bebauten Grundstücke Holsteiner Straße Nr. 17 und 19,
östlich der bebauten Grundstücke Schulstraße Nr. 3 bis 9 (fortl. unger. Nr.),
westlich der offenen Landschaft

Frühzeitige Beteiligung der von der Planung betroffenen Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie
der anerkannten Naturschutzverbände gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und Benachrichtigung der Nachbargemeinden ge-
mäß § 2 Abs. 2 BauGB sowie Benachrichtigung der Landesplanung nach § 11 Abs. 2 LaplaG insgesamt mit Schrei-
ben vom 08.08.2024 und mit Fristsetzung bis zum 13.09.2024.

Beteiligte Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange
mit Anregungen und/oder Hinweisen:
- Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung und Mobilität

mit Schreiben vom 13.09.2024
- Industrie- und Handelskammer zu Kiel, Zweigstellen Neumünster und Rendsburg

mit Schreiben vom 13.09.2024
- Schleswig-Holstein Netz AG mit Schreiben vom 06.09.2024
- Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH mit Stellungnahme vom 20.08.2024
- Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein mit Stellungnahme vom 11.08.2024
- Deutsche Telekom Technik GmbH mit Stellungnahme vom 08.08.2024

Beteiligte Behörden sowie sonstige Träger öffentlicher Belange,
ohne Anregungen und/oder Hinweise:
- Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH per Mail vom 04.09.2024
- Stadt Neumünster mit Schreiben vom 03.09.2024
- Landesamt für Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes S-H (LLnL)

- Untere Forstbehörde- mit Stellungnahme vom 13.08.2024
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- Handwerkskammer Flensburg mit Stellungnahme vom 09.08.2024

Beteiligte Nachbargemeinden und Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und
anerkannte Naturschutzverbände ohne Stellungnahme:
- Amt Bordesholm für die Gemeinden Brügge, Negenharrie und Groß Buchwald
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes S-H,

Referat 52 für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht
- Landesamt für Denkmalpflege
- Landesamt für Umwelt des Landes S-H - Technischer Umweltschutz (LfU)
- Abwasserzweckverband Bordesholmer Land
- Versorgungsbetriebe Bordesholm GmbH
- Wasserbeschaffungsverband Rumohr über Amt Bordesholm
- Wasser- und Bodenverband „Obere Eider“
- SWN Stadtwerke Neumünster
- Freiwillige Feuerwehr Wattenbek
- Naturschutzbeauftragter der Gemeinde Wattenbek über Amt Bordesholm
- Arbeitsgemeinschaft der anerkannten Naturschutzverbände S-H (AG - 29)
- NABU Deutschland, Landesverband Schleswig-Holstein
- BUND Landesverband SH

Landesplanungsbehörde,
ohne Stellungnahme:
- Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes S-H - Landesplanungsbehörde verzichtet

auf die Abgabe einer Stellungnahme lt. Mitteilung per Mail vom 26.08.2024

hier: Abwägungsvorschlag zu eingegangenen Stellungnahmen aus dem Beteiligungsverfahren nach
§ 4 (1) BauGB im Rahmen der gemeindlichen Abwägung zum Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss

Aukrug:
Bearbeitungsstand vom 08.05.2025
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

1. Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Zur vorliegenden Bauleitplanung, hier eingegangen am 08.08.2024, nehmen
die beteiligten Dienststellen wie folgt Stellung:

Die Anregungen und Ausführungen werden
zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
Die Anregungen, Ausführungen und Hinweise
werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur
Kenntnis genommen und in die gemeindliche Ab-
wägung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung eingestellt.

Fachdienst Bauaufsicht und Denkmalschutz
(untere Denkmalschutzbehörde)

zu FD Bauaufsicht und Denkmalschutz
(untere Denkmalschutzbehörde)

In Bezug auf die vorgelegte Planung bestehen von Seiten der Unteren Denk-
malschutzbehörde keine wesentlichen Bedenken.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass aus
denkmalpflegerischer Sicht keine wesentlichen
Bedenken zum Vorentwurf bestehen.

Es ist allerdings folgendes anzumerken: Die Anmerkungen werden wie folgt beachtet:

Wie in der Begründung „4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 4 „Dorf“ der
Gemeinde Wattenbek - Vorentwurf“ anhand der Abbildung 11 richtig darge-
legt ist, liegt das Planungsgebiet zum Teil innerhalb eines archäologischen
Interessengebiets.

Die Aussage wird seitens der Gemeinde als zu-
treffend bestätigt.

Im Abschnitt 15. „Archäologische Denkmale“ S. 43 - 44 wird vermerkt, dass
„die Gemeinde Wattenbek zunächst davon ausgehen [kann], dass die
überplante Fläche sich am Rande eines archäologischen Gebiets befindet“.
Anhand dieser Formulierung wird es eigentlich nicht ersichtlich, dass ein
Teilbereich des Planungsgebiets im eigentlichen Sinne sich direkt (zwar
am Randbereich) auf einem archäologischen Interessengebiet befindet.

Unter Berücksichtigung der Stellungnahme des
Archäologischen Landesamtes vom 11.08.2024
„können zurzeit keine Auswirkungen auf archä-
ologische Kulturdenkmale gem. § 2 (2) DSchG
SH ... (2014) durch die Umsetzung der vorliegen-
den Planung feststellen. Daher haben wir keine
Bedenken und stimmen den vorliegenden
Planunterlagen zu.“

Vor jeglichen Erdarbeiten ist demzufolge das Archäologische Landesamt zu
informieren, um eventuell notwendig werdende archäologische Untersuchun-
gen durchzuführen. Aus dem Vorentwurf geht nicht hervor, ob eine Stellung-
nahme des Archäologischen Landesamts bereits erfolgt ist oder ob nur auf
einem Teilabschnitt des DSchG 2015 verwiesen worden ist.

Die Beteiligung des Archäologischen Landes-
amts erfolgte zum Vorentwurf. Die Teilaspekte
des DSchG (2024) gelten grundsätzlich.

Die Kennzeichnung des archäologischen Interessengebiets ist in der Plan-
zeichnung nachrichtlich zu übernehmen.

Der Hinweis auf eine nachrichtliche Übernahme
nach § 9 (6) BauGB wird zur Kenntnis genom-
men und in geeigneter Form berücksichtigt.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Fachdienst Umwelt
(untere Naturschutzbehörde)

zu Fachdienst Umwelt
(untere Naturschutzbehörde)

Der Planänderungsbereich wird im nördlichen Randbereich durch einen in
West-Ost-Richtung verlaufenden Knick begrenzt.

Die Aussage wird seitens der Gemeinde als zu-
treffend bestätigt.

Dieser soll im Rahmen der vorliegenden Planung gern. der Durchführungs-
bestimmungen zum Knickschutz, Erlass des MELUND - V 534-531.04 als
solcher entwidmet im Verhältnis von 1:1 kompensiert werden.

Die Ausführungen zur Knickentwidmung und zu
dessen Kompensierung werden seitens der Ge-
meinde als zutreffend bestätigt.

Die erforderlichen 34 Ifd. m Knick- Neuanlage, sollen in Teilen (25 Ifd. m) im
südöstlichenRandbereich des Plangeltungsbereichs geschaffen werden
(NM1). Dami das Anerkennung finden kann, ist die Knick- Neuanlage in Teil
A u. B als solche darzustellen und entsprechend mit Hinweis auf den
gesetzlichen Schutzstatus auch als solche zu benennen. Hier besteht ein
Konkretisierungserfordernis.

Die Knick-Neuanlage innerhalb des Plangebiets
ist in der Planzeichnung (Teil A), in der Zeichen-
erklärung erläutert und im Text (Teil B) darüber
hinaus planungsrechtlich festgesetzt mit Bezug
auf § 9 (1) 20 BauGB als Kompensationsmaß-
nahme.

Gleichfalls ist das verbleibende Knick- Defizit von 12 Ifd. m Knick- Neuanlage,
wenn, nicht im Plangeltungsbereich selbst, so doch in einem weiteren Plan
darzustellen, der Bestandteil der o.g. Bauleitplanung ist.

Die Gemeinde nimmt das Erfordernis zur Siche-
rung des derzeitigen „Knick-Defizits“ in dieser
Bauleitplanung zur Kenntnis und wird dies mit
der Entwurfsplanung wie folgt berücksichtigen.
Das „Knick-Defizit“ soll und wird, wie bereits in
der Begründung mit der Abb. 8c dargestellt, öst-
lich des Plangebiets parallel zum Eiderweg in
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Neben dem Knick ist gleichfalls eine mesophile Flachlandmähwiese als ge-
setzlich besonders geschützter Biotop nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 21 Abs.
1, Nr. 6 LNatSchG Bestandteil des Plangeltungsbereichs (s. Abb. 1 als auch
Biotopbogen in der Anlage).

Abb. 1: Auszug aus WEB-GIS mit Darstellung der gesetzlich besonders
geschützten Knicks(              ) und der mesophilen Flachlandmähwiese als
gleichfalls besonders geschütztem Biotoptyp ( )

Höhe der nördlich davon gelegenen Waldfläche
nachgewiesen (s. Abb. aus der Begründung).

Die Gemeinde nimmt das Erfordernis zur Berück-
sichtigung einer „mesophilen Flachlandmäh-
wiese“ zur Kenntnis und wird dies zusammen mit
dem Knick-Defizit wie folgt mit der Entwurfspla-
nung wie folgt berücksichtigen.
Die Flächenanteil der mesophilen Flachlandmäh-
wiese, der innerhalb des Plangebiets liegt (s.
auch nachfolgende Abbildung als Überlagerung
der Flächenabgrenzung des „GMI“ mit den
Festsetzungen der B-Plan-Änderung), wird als
besonders geschützter Biotoptyp in der Eingriffs-
und Ausgleichsbilanzierung mit einem Aus-
gleichsverhältnis von 1:2 berücksichtigt.
Zur planungsrechtlichen Absicherung des o.g.
Kompensationsbedarfs wird mit dem „Entwurf“
die oben in der Abb. markierten Fläche als „Teil-
bereich 2“ mit in die B-Plan-Änderung aufgenom-
men. Das Flurstück wird in Gänze nach § 9 (1)
20 BauGB als Kompensationsfläche planzeich-
nerisch und textliche festgesetzt. Der für diese B-
Plan-Änderung erforderliche Ausgleich wird aus
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

dieser Gesamtfläche abzulösen sein. Mit Zuord-
nung dieser Kompensationsfläche zu den Eingrif-
fen gem. § 9 (1a) BauGB, die nicht im Teilbereich
1 ausgeglichen werden können, ist die Kompen-
sation planungsrechtlich gesichert, eine Eintra-
gung einer beschränkt persönlichen Dienstbar-
keit zugunsten der uNB ist durch die Festsetzung
im B-Plan nicht (zusätzlich) erforderlich.

Die im Umweltbericht auf den S. 52, 56, 61, 62 getroffenen Aussagen sind
zu überarbeiten.

Auch diese besonders geschützten Biotopflächen sind sowohl in der Begrün-
dung als auch im Umweltbericht darzustellen, flächenhaft zu erfassen und in
der Eingriff-Ausgleichs-Bilanzierung entsprechend zu kompensieren.

Der Hinweis auf Berichtigung des Umweltberichts
auf den angegebenen Seiten wird durch entspre-
chende Anpassungen in Verbindung den o.g. Er-
gänzungen mit der Entwurfsplanung berücksich-
tigt.
Der Hinweis und die
Ausführungen wer-
den durch entspre-
chende Anpassun-
gen und Änderungen
und Ergänzungen,
wie auch vorange-
stellt erläutert, in der
Eingriffs-Ausgleich-
Bilanzierung und in
Begründung sowie
im Umweltbericht be-
rücksichtigt.
Hierbei werden die
Flächenanteile der
mesophilen Flach -
landmähwiese inner-
halb des Plangebiets
entsprechend der
Wertigkeit berück-
sichtigt.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Auch sollte auf die auf S. 67 als geeignetes Gehölz der Ortsrandeingrünung
genannte Schwarz-Erle - Ainus glutinosa gestrichen werden. Das Gehölz
benötigt feucht- nasse humusreiche tiefgründige Bodenverhältnisse, vor Ort
sind jedoch eher fette grundwasserferne Braunerden anzutreffen.

Der Hinweis wird durch Berichtigung im
Umweltbericht beachtet.

Die als extensive Dauergrünlandfläche zu entwickelnde Kompensationsfläche
ist hinsichtlich ihrer Nutzungskriterien geringfügig zu modifizieren. Aus
Gründen des Wiesenvogel-Schutzes hat die Mahd frühestens erst ab dem
15. Juli zu erfolgen.

Der Hinweis zu der als extensives Dauergrünland
zu entwickelnde Kompensationsfläche wird sei-
tens der Gemeinde zur Kenntnis genommen. Der
Träger des Vorhabens wird stellvertretend für die
Gemeinde die externe Kompensationsfläche ent-
sprechend dem benannten Entwicklungsziel ent-
wickeln und pflegen.
Die Absicherung erfolgt einerseits gegenüber der
Behörde durch Aufnahme dieser Kompensations-
fläche als Teilbereich 2 dieser B-Plan-Änderung
und andererseits gegenüber der Gemeinde durch
eine vertragliche Regelung mit dem Träger des
Vorhabens zur Übernahme der Kompensations-
verpflichtungen zu 100% zu seinen Lasten.

Fachdienst Umwelt
(untere Wasserbehörde, Abwasser)

zu Fachdienst Umwelt
(untere Wasserbehörde, Abwasser)

Schmutzwasser:
Kein Bedenken und Anregungen zum o.g. Vorhaben. Anregungen und Hin-
weise werden ebenfalls nicht mitgeteilt.

Schmutzwasser:
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur
Schmutzwasserbeseitigung zur Kenntnis.

Niederschlaqswasser:
Gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Erlasses A-RW 1 vom 10.10.
2019 ist bei der F- und B-Planaufstellung besonderes Augenmerk auf die
Niederschlagswasserbeseitigung zu richten. Dabei ist zu beachten, dass der
natürliche Wasserhaushalt der potentiell natürlichen Ursprungsflächen als
Versickerung, Verdunstung und Abfluss in ein Oberflächengewässer nicht
relevant verändert werden darf.

Niederschlagswasser:
Die Ausführungen zu den Anforderungen an die
Wasserhaushaltsbilanz nach „A-RW-1“ sind der
Gemeinde bekannt und werden im weiteren
Planaufstellungsverfahren berücksichtigt.

Das bedeutet, dass der Oberflächenabfluss von zu befestigenden Flächen
auf den landwirtschaftlichen Abfluss vermindert und die Versickerung und
insbesondere die Verdunstung auf dem Grundstück bzw. im B-Plan gegen-
über den bisherigen konventionellen Planungen erhöht werden müssen.

Kenntnisnahme



Stand: 08.05.2025

Gemeinde Wattenbek - B-Plan Nr. 4, 4. Änderung Abwägungsvorschlag zum Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss Seite 8 von 17

Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

Dazu ist eine Berechnung der Verhältnisse mit dem Berechnungsprogramm
A-RW 1 des Landesamtes (ehem. LLUR) durchzuführen und der UWB vor
Rechts-krafterlangung der Bauleitplanung vorzulegen. Die Randbedingungen
(GRZ, Gründächer, Versickerungsflächen) sind im B-Plan festzulegen.
Um die geplante vollständige Versickerung prüfen zu können ist im Rahmen
der Planung eine Boden- und Baugrunduntersuchung vorzulegen.

Die Untersuchungen zu „A-RW-1“ wurden beauf-
tragt. Die Ergebnisse werden in der planerischen
Relevanz Eingang in die Entwurfsplanung finden.
Der Hinweis zur Durchführung einer Boden- und
Baugrunduntersuchung zum Nachweis einer voll-
ständigen Versickerung des anfallenden Oberflä-
chenwassers für den privaten (Baugrundstücke)
und für den öffentlichen Bereich (Straße) wird be-
rücksichtigt.
Die Ergebnisse der Baugrunduntersuchung und
der Betrachtungen zu „A-RW-1“ werden in die
Entwurfsplanung eingestellt und in der Begrün-
dung dargestellt und erläutert.
Sofern mit dem Entwurf noch zusätzliche (gegen-
über den im Vorentwurf bereits festgesetzten
Maßnahmen) erforderlich werden, werden diese
in die Entwurfsplanung aufgenommen.

Ferner sind keine Bedenken und Anregungen zum Vorhaben vorhanden. Kenntnisnahme

Fachdienst Umwelt
(untere Bodenschutzbehörde)

zu Fachdienst Umwelt
(untere Bodenschutzbehörde)

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Aus bodenschutzbehördlicher Sicht bestehen keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen die Planung der Gemeinde.

Die Gemeinde nimmt die Feststellung zur Kennt-
nis, dass aus bodenbehördlicher Sicht keine
grundsätzlichen Bedenken gegen die im Vorent-
wurf vorgelegte gemeindliche Planung bestehen.
Diese Feststellung wird in die Planbegründung
zum Entwurf eingestellt.

Der Text in der Begründung unter Kap.14.2. „Nachsorgender Bodenschutz“
ist an diese neuen gesetzlichen Grundlagen (EBV) anzupassen, u.a.:

Der Hinweis zur Anpassung der Ausführungen im
Kapitel 14.2 zu den gesetzlichen Regelungen
aus der „Verordnung über Anforderungen an den
Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke (Ersatzbaustoffverordnung
- ErsatzbaustoffV)“ wird mit der Entwurfsplanung
beachtet.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Für Bodenaushub, der der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseiti-
gung) übergfeben werden soll, gilt Folgendes:

Die Gemeinde nimmt die nachfolgenden Ausfüh-
rungen zur externen Entsorgung von Bodenaus-
hub zur Kenntnis, wobei im Zuge der Vorhaben-
realisierung durch den Grundstückseigentümer /
Träger des Vorhabens anzustreben sein wird,
den Bodenaushub vor Ort zu belassen und sinn-
voll z.B. für die Knickanlage innerhalb des Plan-
gebiets zu nutzen.

Für nicht wieder auf dem Flurstück verwendete Bodenmengen gilt:
Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und § 7 Bundesbodenschutz-
und Altlastenverordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle
1 und 2 der Verordnung aufgeführten Stoffe sowie TOC zu analysieren und
entsprechend zu verwerten. Der übrige Bodenaushub (mineralischer Boden)
ist zwingend nach den Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage
1 Tabelle 3 zu untersuchen und entsprechend den Ergebnissen zu verwerten
(vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV).
Für Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen von bis zu 10 % gilt
die EBV, dementsprechend auch Analysenberichte nach EBV. Bei extern an-
geliefertem Material gilt ebenfalls die EBV.
Die Absätze in Kapitel 14.2 sind dahingehend zu verbessern.

Die Ausführungen werden seitens der Gemeinde
und zur Kenntnis genommen und werden durch
eine angepasste Aufnahme in die Begründung
zur Beachtung durch den Grundstückseigentü-
mer / Träger des Vorhabens in dem jeweils erfor-
derlichen Maße zu beachten sein.

Die Begründung und der Umweltbericht werden
entsprechend den Hinweisen und Ausführungen
der uBB geändert / angepasst.

Der im Planungsbereich liegende Standort Eiderstraße 2 ist im Boden- und
Altlastenkataster als aktueller Betrieb (Tischlerei, Kategorie P1 - aktueller
Betrieb) erfasst.

Bei Überplanung im Bereich dieses Standortes (Rückbau, Neubebauung,
etc.) ist eine Begutachtung/Einschätzung/Bewertung durch einen nach § 18
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) zugelassenen Sachverständigen
bzw. eine zugelassene Sachverständige oder einen Sachverständigen bzw.
eine Sachverständige gleichwertiger Qualifikation vorzunehmen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zum Bo-
den- und Altlastenkataster zur Kenntnis und wird
diese in der Begründung und im Umweltbericht
entsprechend ergänzen.
Die Gemeinde nimmt im Rahmen der Bebau-
ungsplanung die Ausführungen in Bezug auf eine
Planung in diesem Teil des B-Planes zur Kennt-
nis und gibt durch Aufnahme dieses Sachver-
halts in die Begründung dies dem Grundstücksei-
gentümer zur Kenntnis und zur Beachtung im
Einzelfall.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Fachdienst Verkehr
(untere Straßenverkehrsbehörde)

zu Fachdienst Verkehr
(untere Straßenverkehrsbehörde)

Seitens der Straßenverkehrsbehörde bestehen hinsichtlich der verkehrlichen
Erschließung / sonstiger straßenverkehrsrechtlicher Gegebenheiten zum
jetzigen Zeitpunkt keine Bedenken. Eventuelle straßenverkehrsrechtliche
Anordnungen können allenfalls einzelfall- und fallbezogen erfolgen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen der
Straßenverkehrsbehörde zur verkehrlichen
Erschließung und zu sonstigen straßenverkehrs-
rechtlichen Gegebenheiten zur Kenntnis.

Vorsorglich ergehen folgende Hinweise:
Die nachstehenden Hinweise werden in die Ent-
wurfsplanung wie nachfolgend erläutert einge-
stellt.

An der Einmündung von Erschließungsstraßen sind Sichtflächen gern. RAST
06 (Ausgabe 2006) Ziff. 6.3.9.3 auszuweisen. Die Sichtflächen sind von jeg-
licher Bebauung und Bepflanzung zwischen 0,80m und 2,50m Höhe über
Fahrbahnoberkante dauernd freizuhalten. Ggf. sind flankierende Maßnahmen
wie (Halteverbot, Geschwindigkeitsbeschränkung, Lichtsignalanlagen etc.)
erforderlich. Auch die Anlage von Müllcontainerstellplätzen sowie die zum
Einwerfen und zum Entleeren notwendigen Halteflächen müssen außerhalb
des Sichtfeldes vorgesehen werden. Innerhalb der Sichtflächen dürfen keine
Parkplätze ausgewiesen werden.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Art
und zum Umfang notwendiger Sichtfelder an Ein-
mündungen von Erschließungsstraßen zur
Kenntnis.
Die private Wohnwegerschließung, die an die
neue Wendeplatzanlage angebunden ist, ist nicht
als Einmündung im Sinne der RASt 06 zu bewer-
ten, sondern als gemeinsame Grundstückszu-
fahrt.
Erforderliche Sichtverhältnisse zum Ein- und
Ausfahren sind auch bei dieser Art von Zufahrt
zu beachten und werden durch die von Einbau-
ten freizuhaltenden Wendeplatzanlage sicherge-
stellt.

Licht, welches von einer Anlage ausgeht, wird nach § 3 Abs. 3 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) als Emission gewertet.
Kommt es infolge einer Lichtemission zur Einstrahlung auf Personen, so ist
dies eine Lichtimmission gern. § 3 Abs. 2 BImSchG.

Lichtemissionen erfolgen aufgrund von verkehrs-
bezogenem Verkehr in üblicher Form von Wohn-
baugrundstücken, die nach Planauffassung der
Gemeinde in ihrer Nutzung nicht als „Anlagen“ zu
bewerten sind.

Durch geeignete Maßnahmen (Sichtschutzwall/wand usw.) ist sicherzustel-
len, dass der Verkehr auf der anliegenden Verkehrsfläche durch Blendung
nicht beeinträchtigt wird.

Die Straße „Eiderweg“ ist eine Sackgasse und
nur für die Anlieger und den landwirtschaftlichen
Verkehr zu nutzen; entsprechende Hinweisschil-
der stehen an der Einmündung „Eiderweg“ in die
„Schulstraße“.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

zu
1.

weiter zu
Der Landrat des
Kreises RD-ECK,
Regionalentwicklung
und Mobilität
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Somit geht die Gemeinde davon aus, dass Blen-
dungen in einem signifikanten Umfang mit dieser
Planung nicht entstehen werden.

Es wird darum gebeten, bei den weiteren Verfahrensschritten wieder beteiligt
zu werden.

Der Hinweis wird im Rahmen der Beteiligung
nach § 4 (2) BauGB berücksichtigt.

Weitere Anregungen werden vom Kreis Rendsburg-Eckernförde nicht vorge-
tragen.

Nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung wird um Vorlage des
Abwägungsergebnisses gebeten. Ich bitte um Beteiligung im weiteren
Planverfahren.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass weitere
Anregungen der beteiligten Fachdienste, auch
der, die bisher keine Stellungnahme abgegeben
haben, nicht vorliegen und somit den Ausführun-
gen und den Festsetzungen zum „Vorentwurf“
gefolgt werden wird.
Der Hinweis über Benachrichtigung über das Ab-
wägungsergebnis und um weitere Beteiligung am
Planaufstellungsverfahren wird verwaltungsseitig
beachtet.
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Nr. Behörden / TÖB`s Stellungnahme Ergebnis der Prüfung / Abwägungsvorschlag

2. IHK zu Kiel
Stellungnahme
vom 13.09.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrter Herr Scharlibbe,
wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteiligungsverfahren und die
damit verbundene Gelegenheit, eine Stellungnahme zur Wahrung der
Interessen der gewerblichen Wirtschaft abzugeben.

Die Ausführungen werden zur Kenntnis
genommen.
Die Ausführungen und die Feststellung werden
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis
genommen und in die gemeindliche Abwägung
eingestellt und somit in angemessener Form in
der Bauleitplanung berücksichtigt.

Wir begrüßen die Möglichkeit, nicht störende Gewerbebetriebe ausnahms-
weise im Baugebiet anzusiedeln und haben bezüglich der 4. Änderung des
Bebauungsplans Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek keine Bedenken und
Anregungen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu den
ausnahmsweise zulässigen, das Wohnen nicht
störende Gewerbebetriebe im Plangebiet zur
Kenntnis.
Eine möglichst flexible und offene Gestaltung des
Plangebiets ist unter Beachtung der Aspekte
einer städtebaulich geordneten Entwicklung der
Gemeinde wichtig für eine nachhaltige
Gemeindeentwicklung.
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3. SH Netz AG
Stellungnahme
vom 06.09.2024 Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns für die Einbindung in das Beteiligungsverfahren und die
damit verbundene Gelegenheit, eine Stellungnahme abzugeben.

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen und in die gemeindliche Ab-
wägung zum Entwurfsbeschluss zur 4. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 4 und somit in ange-
messener Weise in die Bauleitplanung einge-
stellt.

Es werden unsererseits keine Belange berührt und keine Einwände vorge-
bracht.

Die Gemeinde nimmt die Feststellung, dass
durch die vorgelegte gemeindliche Planung keine
Belange des Versorgungsunternehmens berührt
werden, zur Kenntnis und wird diese Feststellung
in die Planbegründung einstellen.

Zur Versorgung des Gebietes ist ein Netzausbau erforderlich. Der Hinweis auf einen erforderlichen Netzausbau
zur Versorgung des Plangebiets wird von der Ge-
meinde zur Kenntnis genommen und zur weite-
ren Abstimmung an den Träger des Vorhabens
weitergeleitet.

Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass wir, aufgrund der aktuellen Entwick-
lungen im Bereich der Elektromobilität und Wärmeversorgung, Aussagen zur
elektrischen Versorgung, beispielsweise benötigte Grundstückflächen für das
Stellen einer oder mehrerer Transformatorenstation(en) erst nach Bekannt-
gabe der benötigten Leistung treffen können.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zur Ver-
sorgung mit elektrischer Energie im Rahmen der
Bauleitplanung zur Kenntnis.
Der Träger des Vorhabens wird für das Plange-
biet die benötigte Leistung ermitteln.

Wir bitten Sie, unsere ausführende Partnerfirma, die SWN Stadtwerke
Neumünster GmbH, frühzeitig in etwaige, die Versorgungsleitungen betref-
fenden Planungen mit einzubinden.
Ansprechpartner:
SWN Stadtwerke Neumünster GmbH
Stefan Wegner
Bismarckstraße 51
24534 Neumünster
Tel.: 04321 202474
Email: s.wegner@swn.net

Der Träger des Vorhabens wird bedarfsgerecht
die entsprechenden Abstimmungen mit der be-
nannten Partnerfirma vornehmen.
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4. AWR
Abfallwirtschaft
Rendsburg-
Eckernförde mbH
Stellungnahme
vom 20.08.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank für die Übersendung der Unterlagen hinsichtlich der geplanten
Aufstellung der 4.Änderung des B-Planes Nr. 4 der Gemeinde Wattenbek, zu
der wir folgende Anmerkungen haben:

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung zur Kennt-
nis genommen und in die gemeindliche Abwä-
gung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung eingestellt.
Erschließungstechnische Details, die unter Be-
rücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten erst
in der Erschließungsplanung berücksichtigt wer-
den können, werden außerhalb dieser Bauleitpla-
nung in dem erforderlichen Maße nachzuweisen
sein.

Aufgrund des hohen Unfallrisikos bei der Abfallentsorgung bestehen seitens
der Berufsgenossenschaft besondere Anforderungen an die von Müllfahr-
zeugen zu befahrenden Straßen. Eine der weitreichendsten Vorgaben der
Unfallverhütungsvorschriften ist ein Rückwartsfahrverbot für Müllfahrzeuge im
Rahmen der Leerungstour. Dieses wirkt sich insbesondere auf die Abfallent-
sorgung in Sackgassen ohne oder ohne ausreichend dimensionierte Wende-
möglichkeit aus, wo die Anlieger gefordert sind, die Mülltonnen am Rand
einer für das Müllfahrzeug befahrbaren Straße bereitzustellen.

Die Ausführungen zur Vermeidung von Unfällen
und zur Reduzierung des Unfallrisikos und den
damit im Zusammenhang stehenden Ausführun-
gen werden seitens der Gemeinde zur Kenntnis
genommen und wurden bereits mit der Vorent-
wurfsplanung entsprechend den örtlichen Gege-
benheiten berücksichtigt.

Um solche Erschwernisse zu vermeiden, empfehlen wir, neu geplante Stra-
ßen möglichst als Durchgangs- oder Ringstraße zu gestalten. Ist dies nicht
möglich, sollte am Ende der Straße eine ausreichend dimensionierte
Wendeanlage vorgesehen werden, die von den Müllfahrzeugen ohne zu
Rangieren befahren werden kann.

Entsprechend dem Vorangestellten hat die Ge-
meinde mit der Vorentwurfsplanung einen ausrei-
chend dimensionierten Wendeplatz am Ende der
heutigen Sackgasse planerisch vorgesehen und
nach § 9 (1) Nr. 11 BauGB als öffentliche Ver-
kehrsfläche festgesetzt, da eine Durchgangs-
und auch eine Ringstraße bei der Planung der
drei Wohnbaugrundstücke auch aufgrund der ört-
lichen Geländesituation nicht möglich und auch
nicht realisierbar war.

Weitere Anforderungen an Straßen, die von Müllfahrzeugen befahren werden
sollen:

Die aufgeführten Anforderungen an Straßen, die
von Müllfahrzeugen befahren werden, werden
seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen.
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zu
4.

weiter zu
AWR
Abfallwirtschaft
Rendsburg-
Eckernförde mbH
Stellungnahme
vom 20.08.2024

 ausreichende Tragfähigkeit (bis 30 t)  Die ausreichende Tragfähigkeit der Straße,
hier der „Eiderweg“, wird als gesichert an-
genommen, da der „Eiderweg“ bereits
heute zur Abfallentsorgung befahren wird.
Der zu erstellende Wendeplatz wird mit der
entsprechenden Tragfähigkeit herzustellen
sein.

 ausreichende Straßenbreiten
Straßen mit Begegnungsbverkehr mindestens 4,75 m
Straßen ohne Begegnungsverkehr mindestens 3,55 m

 Der „Eiderweg“ und dementsprechend
auch die Fahrbahnbreite für den Straßen-
verkehr ist im Bestand vorhanden und wird
bereits auch heute von der Müllentsorgung
genutzt. Einen weiteren Handlungsbedarf
sieht die Gemeinde daher nicht.

 bei Ein- und Ausfahrten und in Kurvenbereichen müssen die Schlepp-
kurven der eingesetzten Müllfahrzeuge berücksichtigt werden (dieses
gilt auch bei Pflanzinseln, Bäumen und ausgewiesenen Parkplätzen)

 Der Wendeplatz mit den erforderlichen
Schleppkurven für ein dreiachsige Müllfahr-
zeug, entspricht ebenso einem Feuerwehr-
fahrzeug, wird bei der weiteren Planung
berücksichtigt und auch in der Begründung
zum Entwurf dokumentiert. Einbauten bzw.
Parkplätze innerhalb des Wendeplatzes
sind nicht geplant.

 eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicherheits-
abstand ist erforderlich (Lichtraumprofil)

 Die lichte Durchfahrtshöhe wird bereits
heute eingehalten und auch zukünftig mit
dem herzustellenden Wendeplatz.

 Bodenschwellen müssen so gestaltet werden, dass sie von
Müllfahrzeugen problemlos überfahren werden können.

 Bodenschwellen sind nicht vorgesehen und
aufgrund des Sackgassencharakters der
Straße „Eiderweg“ nicht erforderlich und
auch nicht sinnvoll.

Nur wenn diese Kriterien erfüllt sind, können wir eine Müllabfuhr im Plange-
biet gewährleisten.

Die Gemeinde geht davon aus, dass mit der Ent-
wurfsplanung und den vorangestellten Ausfüh-
rungen die Kriterien der gefahrenlosen Müllab-
fuhr sichergestellt werden können.
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5. Archäologisches
Landesamt S-H
Stellungnahme
vom 11.08.2024

Sehr geehrter Herr Scharlibbe,

Die Feststellung und die Ausführungen wer-
den zur Kenntnis genommen.
Die Feststellung und die Ausführungen werden
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis
genommen und in die gemeindliche Abwägung
zum Entwurfsbeschluss und somit in angemes-
sener Weise in die Bauleitplanung eingestellt.

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale
gem. § 2 Abs. 2 DSchG SH in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die
Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen.
Daher haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planunter-
lagen zu.

Die Gemeinde nimmt die Feststellung, dass
durch die vorgelegte gemeindliche Planung keine
Auswirkungen auf archäologische Kulturdenk-
male beeinträchtigt werden, zur Kenntnis und
wird diese Feststellung in die Planbegründung
einstellen.

Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale
entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemein-
de der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den
Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort
liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung
oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Ver-
pflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das
Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten,
soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten ge-
schehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier
Wochen seit der Mitteilung.

Der Hinweis und die Ausführungen zum Umgang
bei unvermuteten Funden werden seitens der
Gemeinde zur Kenntnis genommen.
Bei Erschließungs- und Erdarbeiten, die mit der
Umsetzung dieser Planung verbunden sein wer-
den, sind die nebenstehenden Vorgaben durch
den jeweiligen Grundstückseigentümer bzw. der
von ihm Beauftragte zu beachten.
Dieser Sachverhalt wurde bereits mit der Vorent-
wurfsplanung in die Begründung aufgenommen
und demzufolge in der Bauleitplanung beachtet.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche
Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbe-
schaffenheit.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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6. Deutsche Telekom
Technik GmbH
Stellungnahme
vom 08.08.2024

Sehr geehrte Damen und Herren,
wir bedanken uns für die Zusendung der Unterlagen.

Die Ausführungen und Hinweise werden zur
Kenntnis genommen.
Die Ausführungen und Hinweise werden im Rah-
men der verbindlichen Bauleitplanung zur Kennt-
nis genommen und in die gemeindliche Abwä-
gung zum Entwurfsbeschluss und somit in die
Bauleitplanung in angemessener Weise einge-
stellt.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte
und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen
Stellungnahmen abzugeben.

Der Hinweis auf die Bevollmächtigung der Tele-
kom Technik GmbH zur Abgabe einer Stellung-
nahme für die Telekom Deutschland GmbH wird
seitens der Gemeinde zur Kenntnis genommen.

Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:
Gegen die o.a. Planung haben wir keine Bedenken.

Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass gegen
die im Vorentwurf vorgelegte gemeindliche Pla-
nung seitens des Telekommunikationsunterneh-
mens keine Bedenken bestehen und wird dies in
die Planbegründung einstellen.

Sofern neue Gebäude an das Telekommunikationsnetz der Telekom ange-
schlossen werden sollen, muss sich der Bauherr frühzeitig (mind. 6 Monate
vor Baubeginn) mit unserem Bauherrenservice unter der Rufnummer 0800/
3301903 oder über das Kontaktformular im Internet unter der Adresse:
https://www.telekom.de/hilfe/bauherren in Verbindung setzen.

Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zum An-
schluss privater Bauvorhaben an das Telekom-
munikationsnetz der Telekom zur Kenntnis und
wird diese an den Träger des Vorhabens zur wei-
teren Beachtung weitergeben.


